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1.
Gesetzgebung und parlamentarische Vorstösse

1.1
Teilrevision ZGB: Personenstand, Scheidung usw.


Das Parlament hat am 26. Juni 1998 eine Änderung des ZGB (Personen​stand, Eheschliessung, Scheidung, Kindsrecht, Verwandtenunter​stützungspflicht, Heimstätten, Vormundschaft, Ehevermittlung) beschlos​sen (Botschaft dazu vom 15. November 1995, BBl 1996 I 1 ff.). Diese Änderung wird am 1. Januar 2000 in Kraft treten (AS 1999 1118). Sie berührt die Grundbuchführung in einigen wenigen Punkten. Zunächst handelt es sich um Artikel 121 Absatz 3 ZGB, der dem Richter die Kom​petenz erteilt, einem Ehegatten ein zeitlich befristetes Wohnrecht an der ehelichen Wohnung einzuräumen, die dem anderen Ehegatten gehört. Die Begründung des Wohnrechts richtet sich zunächst nach den allge​meinen Grundsätzen über die Errichtung von Personaldienstbarkeiten. Ist die ehe​liche Wohnung grundbuchlich als Grundstück im Grundbuch auf​ge​nommen (Liegenschaft, selbständiges und dauerndes Baurecht, Stock​werkeinheit) und gehört sie dem (anderen) Ehegatten allein, oder haben die Ehegatten daran gemeinschaftliches Eigentum, so stellen sich keine weiteren Probleme. Heikler wird es, wenn die Wohnung nicht als Grund​stück ausgeschieden und ein Ehegatte Gesamteigentümer oder Mit​eigentümer zusammen mit Dritten ist. Zulässig ist in letzterem Fall die Ein​räumung eines Wohnrechts dann, wenn die eheliche Wohnung in einer Nutzungs- und Verwaltungsordnung als eigenes Nutzungsobjekt bezeich​net ist; für weitere Fälle des Wohnrechts bei gemeinschaftlichem Eigen​tum mit Dritten siehe Sutter/Freiburghaus, Kommentar zum neuen Schei​dungsrecht, Zürich 1999 (erscheint im Okto​ber 1999), N. 50 ff. zu Artikel 121 ZGB. Auf Grund der Ausführungen in der Botschaft (Ziff. 233.3) ist davon auszugehen, dass das Urteil in der Regel lediglich den Rechts​grundausweis für die Eintragung im Grundbuch bildet. (Soll das Urteil für den Erwerb des Wohnrechts konstitutiv wirken, so muss das klar ersicht​lich sein; in diesem Fall ist das Gericht auch gehalten, das Wohnrecht durch Zustellung eines Urteilsauszugs beim Grundbuchamt anzumelden.) Die Anmeldung (im Sinne der Erklärung des Eigentümers nach Art. 963 Abs. 1 ZGB) hat deshalb vom belasteten Eigen​tümer auszugehen, es sei denn, der berechtigte Ehegatte werde vertrag​lich (z.B. in der Ehe​scheidungskonvention nach Art. 140 ZGB) oder durch den Richter dazu ermächtigt. Das Wohnrecht erhält damit seinen Rang mit der Anmeldung. Das Wohnrecht ist zu befristen. Der Klarheit halber empfiehlt es sich, den Ablauf des Wohnrechts mit Tag, Monat und Jahr genau anzugeben. (Wird das Wohnrecht für eine bestimmte Dauer, aber ohne genaues Datum des Ablaufs, z.B. für fünf Jahre ab Rechtskraft des Scheidungsurteils einge​räumt, so darf deswegen das Grundbuchamt die Anmeldung nicht abwei​sen.)


Im neuen Artikel 137 Absatz 2 ZGB wird hinsichtlich der vorsorglichen Massnahmen während des Scheidungsverfahrens auf die Bestimmungen zum Schutz der ehelichen Gemeinschaft (Art. 171 - 180 ZGB) verwiesen. Demnach kann der Richter auch im Ehescheidungsprozess einem Ehe​gatten untersagen, über ein Grundstück zu verfügen, und dieses Verbot als Grundbuchsperre anmerken lassen (Art. 178 Abs. 3 ZGB, Art. 80 Abs. 6 Bst. a GBV).


Im Weiteren wird zusammen mit dem neuen Artikel 47 ZGB (bisheriger Art. 44) der Artikel 957 ZGB geändert. Diese beiden Bestimmungen erlau​ben es den Aufsichtsbehörden über das Zivilstandswesen bzw. denjeni​gen über die Grundbuchämter, Disziplinarmassnahmen zu ergreifen, und zwar unabhängig vom rechtlichen Status (Beamte, öffentlich-rechtliche Angestellte, Arbeitsvertrag nach OR) der Personen, die im Register​bereich tätig sind. Eine ähnliche Regelung findet sich in Artikel 14 SchKG. Die Disziplinarmassnahme besteht aus einem Verweis, einer Busse bis 1'000.-- Franken oder in schweren Fällen in Amtsenthebung. Es stellt sich die Frage, weshalb es der Gesetzgeber bei diesem geringfügigen Höchst​betrag (nach StGB sind es 5'000.-- Franken für Übertretungen und 40'000.-- Franken bei Verbrechen und Vergehen) hat bewenden lassen.


Die Aufhebung der Bestimmungen über die Heimstätten (Art. 349 - 358 ZGB) zieht eine Änderung der Bestimmungen über die Vormerkungen (Art. 960 Abs. 1 Ziff. 3 ZGB) nach sich.


Im Übrigen wird im ZGB durchwegs - im Sinne der geschlechtsneutralen Formulierung - der Ausdruck „der Richter“ durch den Ausdruck „das Gericht“ ersetzt.

1.2
Teilrevision des Bundesgesetzes über die Raumplanung, Volks​abstimmung und Verordnung


Die Bundesversammlung hat am 20. März 1998 eine Teilrevision des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG, SR 700) beschlossen (Publikation der Referendumsvorlage in BBl 1998, 1455). Wir haben über diese Revision in unseren Amtsberichten 1998 Ziff. 1.2, ZBGR 79 S. 433 ff., sowie 1997 Ziff. 1.4, ZBGR 78 S. 421, eingehend informiert. Gegen diese politisch sehr umstrittene Vorlage wurde das Referendum ergriffen (BBl 1998, 4534). In der Volksabstimmung vom 7. Februar 1999 ist die Teilrevision des RPG mit 55,9 Prozent Ja-Stimmen knapp angenommen worden. Zur Zeit ist das für diese Gesetzgebungsmaterie zuständige Bundesamt für Raumplanung mit der Anpassung der Verordnung befasst. Die revidierte Raumplanungsverordnung wird zusammen mit der Teilrevi​sion des Raumplanungsgesetzes im Frühjahr 2000 in Kraft treten.

1.3
Fusionsgesetz


Zum sog. Fusionsgesetz (vgl. dazu Orientierung in unserem Amtsbericht 1998 Ziff. 1.7, ZBGR 79 S. 438 ff.) soll im Herbst 1999 die Bot​schaft vor​liegen. Da bei diesem privatrechtlichen Spezialgesetz verschie​denste Interessenlagen und Gesichtspunkte zu berücksichtigen sind (z.B. Gläubi​ger- und Minderheitenschutz, steuerliche Aspekte usw.), erweist sich die Ausarbeitung des bezüglichen Entwurfs sowie der Botschaft als äusserst komplexes und anspruchsvolles Unterfangen. Das GBA ist an diesen Gesetzgebungsarbeiten nur am Rande beteiligt. Wir haben zu ver​schie​denen sachen- und insbesondere grundbuchrechtlichen Fragen des Fusionsgesetzes Meinungsäusserungen abgegeben und Vorschläge unterbreitet, über deren Einfliessen in Entwurf und Botschaft zum jetzigen Zeitpunkt noch keine definitive Aussage gemacht werden kann. 
1.4
Parlamentarische Vorstösse


Dem GBA sind in den letzten Monaten verschiedene parlamentarische Geschäfte zur Bearbeitung übertragen worden (vgl. hierzu auch unseren Amtsbericht 1998 Ziff. 1.4 - 1.6, ZBGR 79 S. 437 f.). 


Es handelt sich dabei um die Motion Schiesser vom 19. März 1998, mit welcher der Bundesrat beauftragt werden soll, dem Parlament eine Vor​lage über eine ZGB-Änderung betreffend Ausgestaltung des Schuldbriefs als (papierloses) Registerpfand zu unterbreiten. Der Ständerat hat diese Motion am 9. Juni 1998 als Postulat überwiesen. 


Weiter geht es um eine Motion und ein Postulat der Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats vom 4. Mai 1998 betreffend das sog. „kleine Wohn​eigentum“. Die Motion erteilt dem Bundesrat den Auftrag zu prüfen, in welcher Weise durch ZGB-Änderungen eine breitere Streuung des Wohneigentums in der Schweiz bewirkt werden könnte. Das ähnlich lau​tende Postulat einer Minderheit der Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats verlangt vom Bundesrat zusätzlich noch, die Frage eines Vorkaufsrechts sowie eines Kündigungsverbots zugunsten der Mieterin​nen und Mieter von Wohnungen, die in „kleines Wohneigentum“ umge​wandelt werden sollen, abzuklären. Am 18. Dezember 1998 hat der Natio​nalrat diese parlamentarischen Vorstösse als Postulate überwiesen. 


Schliesslich ist noch die Motion der Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates vom 7. Juli 1998 zu erwähnen, welche den Bundesrat mit einer umfassenden Prüfung des Instituts des Bauhandwerkerpfandrechts (namentlich hinsichtlich Verlängerung der Frist, Beginn der Frist, Kreis der Berechtigten, Werkbegriff, Sicherstellung, Bauhandwerkerpfandrecht bei öffentlichen Werken, Pfandordnung und Pfandverwertung) beauftragt. Der Nationalrat hat die Motion am 9. Oktober 1998 überwiesen. Am 2. Juni 1999 hat sich der Ständerat mit dem Vorstoss befasst und ihn als Postulat überwiesen.


Soweit aus der Bearbeitung dieser drei als Postulate überwiesenen par​lamentarischen Vorstösse Vorschläge für ZGB-Änderungen resultieren, werden diese Bestimmungen voraus​sichtlich in einer einzigen Vorlage zu behandeln sein. Dabei halten wir es für nicht ausgeschlossen, dass bei dieser Gelegenheit weitere ZGB-Bestimmungen des Sachenrechts einer Überprüfung unterzogen werden.

1.5
Weitere Geschäfte


Hinsichtlich Fragen des Immobiliarsachenrechts und des Grundbuch​rechts ist unser Amt auch in anderen Gesetzgebungsgeschäften konsul​tiert worden, so insbesondere beim Elektrizitätsmarktgesetz und beim Kernenergiegesetz.

2.
Neu in Kraft gesetzte Erlasse

2.1
Änderung BGBB und LPG


Die Referendumsfrist gegen die am 26. Juni 1998 beschlossene Ände​rung des Bundesgesetzes über das bäuerliche Bodenrecht (BGBB) und des Bundesgesetzes über die landwirtschaftliche Pacht (LPG) - wir haben darüber unter Ziffer 1.1 unseres Amtsberichtes 1998 (ZBGR 79 S. 431) orientiert - lief am 15. Oktober 1998 unbenutzt ab. Die Änderung dieser beiden Gesetze ist am 1. Januar 1999 in Kraft getreten (AS 1998 3009 und 3012). Den Grundbuchbehörden sowie den kantonalen Landwirt​schaftsämtern wurden Mitte Dezember 1998 artikelweise Erläuterungen dazu (in deutscher, französischer und italienischer Sprache) zugestellt. (Diese Erläuterungen sind in redaktionell überarbeiteter Form auch in den Blättern für Agrarrecht 1999, Heft 1, S. 67 ff., publiziert worden.)

2.2
Neues Landwirtschaftsrecht


Am 1. Januar 1999 ist ebenfalls das neue, vom Parlament am 29. April 1998 beschlossene Bundesgesetz über die Landwirtschaft (Botschaft vom 8. Oktober 1996, BBl 1996 IV 1) in Kraft getreten (AS 1998 3033). Gleich​zeitig wurden 37 neue bezügliche Verordnungen, die vom Bundesrat am 7. Dezember 1998 beschlossen worden waren, in Kraft gesetzt (Einzel​heiten dazu vgl. Zusammenstellung in den Blättern für Agrarrecht 1999, Heft 1, S. 31 ff.). Diese neue Agrargesetzgebung enthält einige grund​buch- und immobiliarsachenrechtliche Bestimmungen, die unser Amt zusammengestellt und erläutert hat. Diese Erläuterungen liegen in deutscher Sprache vor (die Übersetzung ins Französische und ins Italie​nische ist in Arbeit).

2.3
Bundesgesetz über die Schweizerischen Bundesbahnen


Am 1. Januar 1999 ist das Bundesgesetz vom 20. März 1998 über die Schweizerischen Bundesbahnen (SBBG; SR 742.31, Botschaft in BBl 1997 I 909; unsere Ausführungen im Amtsbericht 1998 Ziff. 1.10, ZBGR 79 S. 441) in Kraft getreten. Damit sind die SBB als spezialgesetzliche Aktiengesellschaft mit Sitz in Bern (SHAB Nr. 136 vom 16.07.1999 S. 4860) entstanden. Mit dem Inkrafttreten hat die SBB (AG) die Aktiven und Passiven der bisherigen und selbständigen Anstalt SBB des Bundes übernommen. Der Bundesrat hat gestützt auf Artikel 24 Absatz 2 Buch​stabe b SBBG am 25. November 1998 in einem ersten Beschluss, der ebenfalls am 1. Januar 1999 in Kraft getreten ist (BBl 1999 619), die Zuscheidung des grössten Teils der Rechte an Grundstücken vorge​nommen, die mit dem Inkrafttreten des Gesetzes auf die SBB (AG) über​gegangen sind. In einem zweiten Beschluss vom 7. Juni 1999 (rück​wirkend auf den 1. Januar 1999 in Kraft gesetzt) hat der Bundesrat weitere Rechte an Grundstücken bezeichnet, die auf die SBB (AG) und die von ihr beherrschte Alp Transit Gotthard AG übergegangen sind. Hinsichtlich der Grundstücke, an denen das Eigentum an die SBB (AG) übergegangen ist, fanden sich auch solche, die nicht im Grundbuch aufgenommen waren und auf Grund der amtlichen Vermessungsunter​lagen zunächst ins Grundbuch aufgenommen werden mussten. Im wei​tern stellte sich die Frage, ob auch die Gläubigerrechte an den Grund​pfandforderungen der ehemaligen Pensions- und Hilfskasse der Bahn​angestellten (unselb​ständige Anstalt der Bundespensionskasse) gestützt auf die Bestim​mungen des SBBG auf die neue Stiftung Pensionskasse SBB (SHAB Nr. 245 vom 17.12.1998 S. 8628) übergegangen waren. Diese Frage wurde verneint, und die Gläubigerrechte mussten nach den Bestimmungen des Privatrechts (Indossament, Zession) übertragen wer​den. In Anbetracht des erheblichen Umfangs dieses Geschäfts (ca. 9320 pfandgesicherte Darlehen von total ca. 1.3 Mia. Franken) ermächtigte der Bundesrat im erwähnten zweiten Beschluss die Stiftung Pensionskasse SBB, in seinem Namen diese Pfandrechte auf die neue Gläubigerin zu übertragen. Unser Amt war an der Vorbereitung der beiden Bundesrats​beschlüsse wesent​lich mitbeteiligt. Es hat am 29. März 1999 eine Richtlinie dazu für die kan​tonalen Grundbuchbehörden verfasst.


In der Richtlinie wird auch auf die Revisionsbedürftigkeit der Bestimmung über das Generalpfand an Vermögenswerten von Bahn- und Schifffahrts​unter​nehmungen (Art. 9 BG über die Verpfändung und Zwangsverwer​tung von Eisenbahn- und Schifffahrtsunternehmungen, SR 742.211) hin​gewiesen. Über die Übertragung der Rechte an Grundstücken vom Bund auf die SBB (AG) und die Alp Transit Gotthard AG wird das beauftragte Anwalts- und Nota​riatsbüro einen Schlussbericht erstellen.


Die SBB (AG) haben ihren Liegenschaftsdienst reorganisiert. Die Liste der zuständigen Personen findet sich im Anhang.

3.
Aufsicht, Richtlinien

3.1
Aufsichtsbeschwerden und Inspektionen


Es waren keine Aufsichtsbeschwerden zu behandeln. Inspektionen wur​den in drei Kantonen durchgeführt. Unser Amt hält eine Inspektion für angezeigt, wenn hierfür ein sachliches Bedürfnis besteht oder wenn es einen personellen Wechsel in der Leitung des Inspektorats oder eines zentralen Grundbuchamtes eines Kantons gegeben hat. Ein sachliches Bedürfnis besteht namentlich dann, wenn in einem Kanton das EDV-Grundbuch schon einige Jahre produktiv im Einsatz ist.
3.2
Stand der Einführung des Eidg. Grundbuchs


Für den Stand der Einführung des Eidgenössischen Grundbuchs wird auf die beiliegende Grafik (GLM Daten, Stand 1.9.1999) verwiesen.


Die Informatik ist ein geeignetes Hilfsmittel zur Erledigung der Arbeiten zur Einführung des Eidgenössischen Grundbuchs. Eine Genehmigung des Bundes hierfür ist, wenn die Ergebnisse des Bereinigungsverfahrens auf Papier ausgedruckt werden, erst ab dem Zeitpunkt nötig, ab welchem die rechtswirksam gewordenen Daten des Eidgenössischen Grundbuchs aus​schliesslich mit EDV verwaltet werden.


Auf Grund verschiedener Anfragen an unser Amt rufen wir überdies in Erinnerung, dass grundsätzlich nur die vor 1912 (d.h. vor dem Inkraft​treten des ZGB) bestehenden dinglichen Rechte Gegenstand des Berei​nigungsverfahrens zur Einführung des Eidgenössischen Grundbuchs bil​den. Das (kantonalrechtlich geregelte) Bereinigungsverfahren bezweckt die Eintragung der vor 1912 bestehenden dinglichen Rechte in das neu anzulegende Eidgenössische Grundbuch. Die unter der Geltung des ZGB begründeten dinglichen Rechte können nur nach Massgabe der Artikel 975 ff. ZGB „bereinigt“ werden; ein eigentliches Bereinigungsverfahren für solche Rechte sieht das ZGB nicht vor. Es stellt sich daher die Frage, ob eine erneute Revision von Artikel 976 ZGB ins Auge gefasst werden sollte, um diesem unbefriedigenden Zustand abzuhelfen. Es wird aller​dings nicht leicht sein, eine Lösung zu finden, die allen rechtlichen Aspekten und praktischen Bedürfnissen gerecht wird.

3.3
EDV-Grundbuchführung


Weiterentwicklung:


Seit Mitte der 90er-Jahre Jahre sind mehr als die Hälfte der Kantone zur informatisierten Grundbuchführung (EDV-Grundbuch) übergegangen. Die​ser - vor einer Generation noch undenkbare - Schritt weg vom Papier stellt die Effizienz, erhöhte Datensicherheit, Beschleunigung der Arbeits​abläufe, Benutzerfreundlichkeit und den Anschluss des Grundbuch​wesens an die neuen Technologien sicher. Damit behauptet das schwei​zerische Grundbuch seine international führende Rolle. Neue Technolo​gien haben sich in den letzten Jahren immer schneller entwickelt - beson​ders im Bereich der Telekommunikation und Computertechnik (Cyber​space, Datenautobahnen, Internet u.a.m.) - und eröffnen damit nicht zuletzt für die (informatisierte) Grundbuchführung bereits wieder vollstän​dig neue Möglichkeiten, welche neue Anforderungen an das Grundbuch, neue Bedürfnisse der Grundbuchämter, neue Wünsche von Seiten der Benutzer und eine neue Herausforderung an das mit der Oberaufsicht betraute Amt für Grundbuch- und Bodenrecht (GBA) mit sich bringen. Ein vorrangiges Postulat verschiedener Kantone ist die Verwirklichung von „Schnittstellen“, die den schnellen und sicheren Zugriff auf ein Netz von Informationssystemen ermöglichen. Ein Bedürfnis nach Daten- und Infor​mationsaustausch besteht namentlich zwischen den verschiedenen (kan​tonalen) EDV-Grundbuchlösungen (drei Standardanwendungen und zwei Eigenentwicklungen), zwischen Grundbuch und amtlicher Vermessung und schliesslich zwischen Grundbuch und anderen Systemen der öffent​lichen Verwaltung (z.B. Steuerverwaltung) sowie von Privaten (z.B. Notare, Banken).


Aufgrund dieser Verknüpfungen könnten bodenbezogene Daten ver​schiedenster Natur (z.B. Rechtsbestandsdaten des Grundbuchs, ver​messungstechnische, statistische, planungs- und umweltrelevante Daten) zu einem umfassenden gesamtschweizerischen Landadministrations​system (Bodeninformationssystem) zusammengeführt werden. Auf kanto​naler Ebene sind derartige Verknüpfungen gewisser Datenbanken bereits geplant oder teilweise realisiert. Auf nationaler Ebene wären ent​sprechende Schritte zu diskutieren. Bestimmte oder allenfalls - aufgrund einer Gesetzesänderung - sämtliche Grundbuchdaten könnten auch per Internet zur Verfügung gestellt werden, wobei u.a. Fragen der Öffentlich​keit des Grundbuchs, der Datensicherheit und des Datenschutzes geklärt werden müssten. Dieser ganze Fragenkomplex muss mit allen betroffenen und interessierten Kreisen (Behörden, Systemhersteller, Notare, Banken usw.) eingehend diskutiert werden, um für das schweizerische Grund​buchwesen möglichst effiziente Lösungen zu finden.


Erste Abklärungen bezüglich des vom Bund in Aussicht gestellten Kon​zeptes für die Weiterentwicklung der informatisierten Grundbuchführung haben ergeben, dass sich unser Amt schwergewichtig mit rechtlichen Fra​gen, namentlich im gesetzgeberischen Bereich, befassen wird. Im Hinblick auf eine Regelung der technischen Belange wird ein enger Kontakt und eine Koordination der Projekte mit dem Bundesamt für Landestopographie (Eidgenössische Vermessungsdirektion) angestrebt. Den Abruf von EDV-Grundbuchdaten durch berechtigte Personen via Intranet oder Internet betrachten wir als meldepflichtige Systemänderung (Art. 111p GBV). Diese Meldepflicht obliegt den Kantonen. Der Kreis der berechtigten Personen bleibt dabei auf den Personenkreis nach Artikel 111m GBV beschränkt.


Ermächtigungen der Kantone:


Gegenwärtig (Stand 1. 9. 1999) haben bereits 14 Kantone das Grundbuch mit Ermächtigung des Bundes informatisiert. Auf der beiliegenden Grafik sind diese Kantone (AR / BE / BL / GR / LU / NE / NW / OW / SG / SH / SO / TG / TI / ZG) mit oranger Farbe gekennzeichnet. Im Verlaufe des letzten Berichtsjahres kamen die Kantone Nidwalden und St. Gallen mit der Grundbuchlösung TERRIS hinzu.


Für die (rot markierten) Kantone Jura und Waadt sind die Vorprüfungs​verfahren nach Artikel 111n GBV in technischer und praktischer Hinsicht mit positivem Ergebnis abgeschlossen; die Gesuche um Ermächtigung zur EDV-Grundbuchführung wurden jedoch dem Bund noch nicht unterbreitet. 


In den Kantonen Basel-Stadt, Freiburg, Glarus, Uri, Wallis und Zürich laufen unseres Wissens intensive Vorbereitungen für die Einführung des informatisierten Grundbuchs. Der Kanton Glarus hat bereits um Genehmi​gung der kantonalen Ausführungsbestimmungen zur EDV-Grundbuchfüh​rung nachgesucht. Da die formellen Vorprüfungsbegehren im Hinblick auf die bundesrätliche Ermächtigung nach Artikel 949a ZGB noch ausstehen, wurden diese Kantone auf der Grafik nicht speziell hervorgehoben. 


In der schweizerischen EDV-Grundbuchführung stehen (immer noch) die fünf Produkte CAPITASTRA, FUNDIX, ISOV, SIFTI und TERRIS - z.T. in weiterentwickelten Versionen - im Einsatz. Für die auf dem Markt ange​botenen Grundbuchlösungen zeichnet sich insofern ein Trend zur Polari​sierung ab, als sich die Anwender von CAPITASTRA vorwiegend aus Westschweizer Kantonen, diejenigen von TERRIS mehrheitlich aus Kan​tonen der Ostschweiz rekrutieren, währenddem die „ISOV-Kantone“ in der Zentralschweiz und im nördlichen Raum unseres Landes gelegen sind.

3.4
Dienstbarkeiten mit nebensächlichen Leistungspflichten (Art. 730 Abs. 2 ZGB) oder mit vertraglichen Abänderungen der gesetzlichen Unterhaltsregelung von Artikel 741 ZGB


Das Bundesgericht hat mit Urteil vom 11. Mai 1998 entschieden, dass einer als Fall von Artikel 741 ZGB qualifizierten Verpflichtung zur Über​nahme von Kosten an den Bau einer Zufahrtsstrasse mangels eines besonderen Hinweises im Hauptbuch keine realobligatorische Wirkung zukomme (BGE 124 III 289 ff. = ZBGR 80 S. 197, vgl. dazu auch die Bemerkung der ZBGR-Redaktion in ZBGR 80 S. 200 f.). 


Die nebensächlichen Leistungspflichten nach Artikel 730 Absatz 2 ZGB und die vertraglichen Abänderungen der gesetzlichen Unterhaltsregelung von Artikel 741 ZGB stellen nicht Inhalt der Dienstbarkeit dar, sondern werden als Obligationen zusätzlich zu einer Dienstbarkeit (z.B. einem Wegrecht) ver​einbart und stehen zur Dienstbarkeit im Verhältnis der Akzessorietät. Sol​len nun Obligationen nicht nur unter den Parteien, son​dern auch gegen​über deren Rechtsnachfolgern wirken - soll ihnen also, wie die Lehre dies bezeichnet, ein realobligatorischer Charakter zukom​men -, so braucht es dazu eine Verknüpfung mit dem Grundbuch bzw. grundbuchliche Publizi​tät (so z.B. LIVER, in: Zürcher Kommentar, N. 230 zu Art. 730 ZGB). In der Regel wird diese Verknüpfung mit dem Grund​buch durch das Institut der Vormerkung hergestellt (so bei Vorkaufs-, Kaufs- und Rückkaufsrecht, Miete, Pacht usw.). In den vorliegend zur Dis​kussion stehenden Fällen sieht das Gesetz jedoch keine Vormerkung vor. Wegen des Numerus Clausus der vormerkbaren Rechte können somit solche Obligationen nicht vorgemerkt werden. Die von der Lehre gefor​derte grundbuchliche Publi​zität muss also auf andere Art und Weise her​gestellt werden. Das Bundesgericht erwähnte hierfür zwei mögliche Arten, nämlich entweder eine „entsprechende Umschreibung des Grund​bucheintrags (Hauptbuch)“ oder „ein besonderer Hinweis im Hauptbuch auf den Grundbuchbeleg“. Dies bedeutet, dass vorliegend der Haupt​bucheintrag etwa folgender​massen hätte lauten sollen: „Recht zur Benutzung der Strasse gegen Bezahlung einer Einkaufssumme“ bzw. „Fahrwegrecht, (beson​dere/vertragliche) Unterhaltsregelung gemäss Beleg“.


Das GBA hat am 22. März 1999 im Anschluss an den erwähnten Bundes​gerichtsentscheid eine Richtlinie erlassen (abgedruckt in ZBGR 80 S. 204 f.). In dieser Richtlinie wird ausgeführt, wie Dienstbarkeiten mit neben​sächlichen Leistungspflichten oder mit vertraglichen Abänderungen der gesetzlichen Unterhaltsregelung im Rahmen der Datenersterfassung für die EDV-Grundbuchführung und bei Neuanmeldungen zu behandeln sind. Bei der Datenersterfassung sind alle aktuellen Eintragungen des Papier​grundbuchs grundsätzlich in unveränderter Form zu übernehmen. Bei der Neuanmeldung von Dienstbarkeiten mit nebensächlichen Leistungs​pflichten oder mit vertraglichen Abänderungen der gesetzlichen Unter​haltsregelung ist die Verknüpfung mit dem Grundbuch (d.h. das Herstellen der realobligatorischen Wirkung) von der anmeldenden Partei eigens zu beantragen (Art. 11 ff. GBV), da solche Abmachungen - so ja auch das Fazit des vorliegenden Bundesgerichtsentscheids - auch in rein obligato​rischer Form Bestand haben können. 


Wollen die Parteien eine vertragliche Realobligation (d.h. eine Wirkung nicht nur inter partes, sondern auch gegenüber den Rechtsnachfolgern) vereinbaren, so entsteht eine solche in den hier zur Diskussion stehenden Fällen, wie vorhin ausgeführt, entweder durch eine entsprechende Umschreibung des Grundbucheintrags (Hauptbuch) oder durch einen besonderen Hinweis im Hauptbuch auf den Grundbuchbeleg. Es ist Sache der Parteien und nicht des Grundbuchamts zu entscheiden, ob der Obli​gation ein realobligatorischer Charakter zukommen soll und dies so anzumelden. Dass es sich hier um einen etwas speziell gelagerten, aber sowohl vom Bundesgericht als auch von der Lehre (vgl. z.B. LIVER, in: Zürcher Kommentar, N. 158 zu Art. 730 ZGB) als solchen bezeichneten Fall einer Unterhaltspflicht handelt, nämlich um die Übernahme von Kosten an den Bau einer Zufahrtsstrasse, ändert nichts am Grundsatz. Ebensowenig ändert am Grundsatz, dass sich in der Praxis die meisten vertraglichen Unterhaltsregelungen des Berechtigten im Rahmen von Arti​kel 741 Absatz 2 ZGB (d.h. Verteilung nach dem Schlüssel des Inter​essenverhältnisses) bewegen dürften und in diesem Sinne gar keine Abänderung der gesetzlichen Ordnung darstellen (und daher als gesetz​liche Realobligation auch nicht aus dem Hauptbuch hervorgehen müssen bzw. dürfen). In diesem Sinne halten wir (entgegen der Bemerkung der ZBGR-Redaktion in ZBGR 80 S. 200 f.) daran fest, dass hier das Antragsprinzip vollumfänglich gilt. Selbstverständlich steht nichts ent​gegen, dass das Grundbuchamt die anmeldende Person bei Dienstbar​keitsverträgen, bei denen ein expliziter Antrag auf grundbuchliche Publi​zität der vertraglich vereinbarten nebensächlichen Leistungspflichten oder der vertraglichen Abänderungen der gesetzlichen Unterhaltsregelung fehlt, aus Gründen der Kulanz über die komplexe Rechtslage informiert. 


Ist ein Notar mit dem Geschäft befasst (was aufgrund von Art. 732 ZGB nicht der Fall sein muss), so hat er mit den Parteien zu besprechen, ob die Abmachungen statt als vertragliche Realobligation entweder als Grundlast ausgestaltet werden sollen oder ob dafür sogar eine Grund​pfand​verschreibung (welche eine Konventionalstrafe sichert, die für den Fall des Nichtleistens vereinbart worden ist) zu errichten ist. Jede der drei Möglich​keiten weist allerdings Vor- und Nachteile auf (so sind z.B. Grundlasten unter Umständen ablösbar usw.), worauf im vorliegenden Rahmen nicht weiter eingetreten werden kann. Anschliessend hat er den Antrag an das Grundbuchamt entsprechend zu formulieren.

3.5
Grundbuchgebühren bei einer Vielzahl gleichartiger Geschäfte


Die (eidgenössische) Preisüberwachung hat uns wiederholt Reklamatio​nen wegen angeblich übersetzten Grundbuchgebühren zur Beantwortung überwiesen. Da die Gebührentarife nicht mehr der Genehmigung des Bundes unterliegen (vgl. Botschaft des BR vom 25. Mai 1988 über ein zweites Paket von Massnahmen zur Neuverteilung der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen, Ziff. 33, BBl 1988 II 1362), beschränkten sich unsere Antworten auf formelle Gesichtspunkte und auf den Hin​weis auf das massgebliche Kostendeckungs- und Äquivalenzprinzip. In einem Fall war die Gebühr durch eine förmliche Verwaltungsverfügung fest​gesetzt worden. Da gegen die Verfügung keine Beschwerde erhoben wurde, ist sie in Rechtskraft erwachsen.


In anderen Fällen stellte sich die Frage, ob dem Äquivalenzprinzip genüge getan worden war, namentlich dann, wenn der Einheitsansatz für eine bestimmte Operation oder Leistung (z.B. Einschreibung von Anmer​kungen oder schriftliche Auskunft über die Personen, die an einer Stock​werkeigentümergemeinschaft beteiligt sind) auch dann zur Anwendung gelangte, wenn eine grössere Zahl gleichwertiger Operationen vorzuneh​men war. Wir haben die betroffenen kantonalen Aufsichtsbehörden dar​über informiert und ihnen empfohlen, im Gebührentarif eine Bestimmung aufzunehmen, wonach bei einer Vielzahl gleichartiger Geschäfte die Gebühr insgesamt nach dem Zeitaufwand festzusetzen sei. Auf dasselbe Problem waren wir bereits bei den Gebühren für die Eintragung des Gläu​bigerwechsels bei der Übertragung der Pfandrechte der Pensionskasse SBB gestossen (vgl. hiervor Ziff. 2.3).

3.6
Immobilien des Bundes


Der Bund hat sein Immobilienwesen neu organisiert. Der Bundesrat hat am 14. Dezember 1998 die Verordnung über das Immobilienwesen und die Logistik des Bundes (VILB; SR 172.010.21) erlassen, die am 1. Januar 1999 in Kraft getreten ist (AS 1999 1167). Die Verordnung gilt für die zivi​len und die militärischen Immobilien sowie diejenigen des ETH-Bereichs (Art. 4 Abs. 1 VILB). Entsprechend werden die Aufgaben und Zuständig​keiten in die drei folgenden Bau- und Liegenschaftsorgane (BLO) aufge​teilt (Art. 6 Abs. 1 VILB); diese gelten als Adresse (Art. 108 Abs. 4 GBV):

· Bundesamt für Bauten und Logistik (dem EFD unterstellt), Immobilien Zivil, Sektion Liegenschaften, Holzikofenweg 36, 3003 Bern, Tel. 031/325.50.11;

· Generalstab (VBS), Abteilung Immobilien Militär, Sektion Liegen​schaften, Spitalackerstrasse 14, 3003 Bern, Tel. 031/324.30.61;

· Rat der Eidgenössischen Technischen Hochschulen (ETH Bereich des Bundesamtes für Bildung und Wissenschaft im EDI), Immobiliendienst, Häldeliweg 17, 8092 Zürich, Tel. 01/632.20.12.

3.7 Eintragung ausländischer Gesellschaften (insbesondere Trusts) in das Grundbuch


Unter welchen Voraussetzungen eine ausländische Gesellschaft aus schweizerischer Sicht anerkannt werden kann, wird durch das Bundes​gesetz über das Internationale Privatrecht (IPRG; SR 291) bestimmt. Ein​schlägig ist insbesondere Artikel 154 IPRG. Demnach unterstehen Gesell​schaften dem Recht des Staates, nach dessen Vorschriften sie organisiert sind, wenn sie die Publizitäts- oder Registrie​rungsvorschriften dieses Rechts erfüllen oder, falls solche Vorschriften nicht bestehen, wenn sie sich nach dem Recht dieses Staates organisiert haben. Erfüllt eine Gesellschaft diese Voraussetzungen nicht, so unter​steht sie dem Recht des Staates, in dem sie tatsächlich verwaltet wird. Eine ausländische Gesellschaft ist also aus schweizerischer Sicht zu respektieren, wenn sie nach dem Recht ihrer Inkorporation oder (subsi​diär) ihrer tatsächlichen Verwaltung besteht. Dieses Recht bestimmt namentlich auch, ob die Gesellschaft Träger von Rechten und Pflichten sein kann (Art. 155 Bst. c IPRG) und wer zur Vertretung befugt ist (Art. 155 Bst. i IPRG), was Vor​aussetzung dafür ist, dass eine ausländische Gesellschaft überhaupt im Grundbuch als Eigentümerin eingetragen werden kann.


Das IPRG definiert den Begriff der Gesellschaft denkbar weit. Nach Artikel 150 IPRG gelten als Gesellschaften organisierte Personen​zusammenschlüsse und organisierte Vermögenseinheiten; einfache Gesellschaften, die sich keine Organisation gegeben haben, unterstehen demgegenüber dem Vertragsstatut (Art. 116 ff. IPRG).


Die weite Umschreibung des Gesellschaftsbegriffs erlaubt auch, gewisse Formen des Trust unter den Begriff der Gesellschaft einzuordnen. Der Trust ist dem schweizerischen Recht unbekannt. Er ist keine juristische Person, sondern im Wesentlichen eine sachenrechtliche Figur. Das Bundesgericht hat bereits anfangs der 70er-Jahre im Harrison-Entscheid (BGE 96 II 79 ff.) klargestellt, dass der Trust in der schweizerischen Rechtsordnung Wirkungen zu entfalten vermag. Allerdings ergeben sich gewisse Anpassungsprobleme. Insbesondere ist zu entscheiden, wer als (Voll)-Eigentümer einzutragen ist, da das schweizerische Sachenrecht die dem Trust eigentümliche Spaltung des Eigentums zwischen Trustee und Beneficiary nicht kennt. In diesen Fällen und bei uns unbekannten Gesell​schaftsformen (wie z.B. das liechtensteinische Treuhandunternehmen oder die liechtensteinische Anstalt) sind deshalb für die grundbuchliche Behandlung regelmässig genauere Abklärungen zu treffen. Ent​sprechende Anfragen können (unter Beilage der von der anmeldenden Person beizubringenden Unterlagen wie Gründungsakt, Statuten, evtl. Handelsregisterauszug usw.) an die Sektion Internationales Privat- und Zivilprozessrecht des Bundesamts für Justiz, Taubenstrasse 16, 3003 Bern, gerichtet werden.


Bei den anderen ausländischen Gesellschaftsformen, die nicht voll​kommen mit dem schweizerischen Typus übereinstimmen, empfiehlt sich eine Eintragung im Grundbuch mit einem Hinweis, dem sich entnehmen lässt, nach welcher Rechtsordnung die Gesellschaft konstituiert wurde (z.B. „Aktiengesellschaft nach deutschem Recht“).

3.8
Weitere Geschäfte


Artikel 660a Absatz 1 ZGB besagt, dass der Grundsatz, wonach Boden​verschiebungen keine Änderung der Grenzen bewirken, nicht für Gebiete mit dauernden Bodenverschiebungen gilt, wenn diese Gebiete vom Kan​ton als solche bezeichnet worden sind. In der Praxis bietet die Umsetzung dieser Norm oft Schwierigkeiten. Ungeachtet dessen sind die Kantone grundsätzlich gehalten, das Bundesprivatrecht umzusetzen. Die Kantone müssen deshalb die Gebiete mit dauernden Bodenverschie​bungen bezeichnen. Das Bundesrecht sieht indessen - wie z.B. auch für die Ein​führung des eidgenössischen Grundbuchs - keine ausdrückliche Frist für die Umsetzung dieser Pflicht vor (LAIM, in: Basler Kommentar N. 7 zu Art. 660a ZGB). Dies will nicht heissen, dass die Kantone hierfür dieselbe Zeit​spanne in Anspruch nehmen dürfen, wie sie für die Einführung des Eid​genössischen Grundbuchs benötigt haben. Im heutigen wirtschaftlichen, politischen und sozialen Umfeld wird ein rasches Handeln erwartet.


Die Bundesbehörden sehen sich jeweils zum Handeln veranlasst und las​sen die Vermögenswerte sperren, wenn ein Staatsoberhaupt die Grenze dessen überschreitet, was die Völkergemeinschaft gemeinhin an Unrecht und Förderung der persönlichen wirtschaftlichen Interessen noch zu tole​rieren pflegt. Diesmal war es ein Staatspräsident aus Osteuropa und sein Familienclan, der von der Massnahme betroffen wurde. Angeordnet wurde sie nicht vom Bundesrat mit einer Verordnung, sondern Ende Juni 1999 vom Bundesamt für Polizeiwesen mit einer Verfügung, die sich auf den Bundesbeschluss über die Zusammenarbeit mit den Internationalen Gerichten zur Verfol​gung schwerwiegender Verletzungen des humanitä​ren Völkerrechts (SR 351.20) stützte. Dessen Artikel 2 besagt, dass sofern nichts Anderes bestimmt wird, das Rechtshilfegesetz (IRSG; SR 351.1) und die Rechts​hilfeverordnung (IRSV; SR 351.11) Anwendung finden. Diese Gesetz​gebung sieht keine Anmerkung für den Fall der Sicher​stellung von Werten des unbeweglichen Vermögens vor. Wie zu erwarten war, brachte die Forschung nach den Immobilienwerten des Slobodan Milosevic und seiner Familie bei den Grundbuchämtern nichts zu Tage.

4.
Vernehmlassungen und Beschwerden an das Bundesgericht und die Rekurskommission EVD

4.1
Grundbuchrecht


Der Vermieter einer Villa in der Westschweiz kündigte das Mietverhältnis und machte dabei dringenden Eigenbedarf für einen nahen Verwandten geltend. Daraufhin verlangten die Mieter vom Grundbuchamt Auskunft darüber, ob ihr Vermieter als Eigentümer weiterer Grundstücke als des​jenigen, welches sie gemietet hatten, im Grundbuch eingetragen sei, und gaben an, dass sie diese Information in einem hängigen Gerichtsverfah​ren als Beweismittel benötigten. Gleichzeitig hatten die Mieter vor Miet​gericht die Kündigung angefochten und subsidiär eine Erstreckung des Mietverhältnisses verlangt. Das Grundbuchamt weigerte sich, die ange​forderte Auskunft zu erteilen. Die kantonale Aufsichtsbehörde über das Grundbuch bestätigte diesen Entscheid, indem sie eine entsprechende Beschwerde der Mieter abwies, mit der Begründung, dass den Mietern namentlich im Rahmen des mietrechtlichen Verfahrens auf Anfechtung der Kündigung bzw. Erstreckung des Mietverhältnisses andere Mittel zur Ver​fügung stünden, um die bezüglichen Informationen zu erhalten. Ferner wurde (unter Hinweis auf Deschenaux, SPR V/3,I, S. 166, N. 32) ange​führt, dass das vorliegende Problem eher eine Frage des Beweisverfah​rens im Zivilprozess darstelle. Gegen diesen letztinstanzlichen kantona​len Entscheid erhob das Bundesamt für Justiz Verwaltungsgerichts​beschwerde beim Bundesgericht (Art. 102 Abs. 2 GBV) und berief sich dabei auf den neuen, seit dem 1. Januar 1994 geltenden (AS 1993 1404 1409) Artikel 970 Absatz 1 ZGB. Demgemäss ist jedermann berechtigt, ohne Nachweis eines Interesses, vom Grundbuchamt zu erfahren, wer Eigentümer eines bestimmten Grundstücks oder von mehreren bestimm​ten Grundstücken im Grundbuchkreis ist. Ohne ein berechtigtes Interesse geltend zu machen kann auch Auskunft darüber verlangt werden, ob eine bestimmte Person im betreffenden Grundbuchkreis Eigentümerin eines Grundstücks ist und um welches Grundstück es sich handelt (vgl. unseren Amtsbericht 1996 Ziff. 3.5, ZBGR 77 S. 408 f.). Artikel 970 Absatz 1 ZGB muss dabei im Zusammenhang mit dem ebenfalls geänderten (AS 1993 1404 1409) Artikel 970a ZGB betrachtet werden, der bei Handänderungen von Grundstücken die Publikation bestimmter Daten, insbesondere des Namens des Erwerbers anordnet. Da diese Daten veröffentlicht werden, fallen sie unseres Erachtens nicht mehr unter Artikel 970 Absatz 2 ZGB, welcher einen Interessennachweis erfordert. Dies gilt namentlich für die Auskunft über die Grundstücke innerhalb des Grundbuchkreises, an denen eine Person Eigentum hat. Diese Frage (der gesamthaften Betrachtungsweise der neuen Art. 970 Abs. 1 und Art. 970a ZGB) hat das Bundesgericht in seinem Entscheid vom 4. Februar 1999 offen gelassen. Es hat die Beschwerde gestützt auf Artikel 970 Absatz 2 ZGB gutge​heissen. Als Begründung wurde angege​ben, dass die Beschwerdeführer als Mieter ein rechtliches Interesse hätten, die im Grundbuchkreis gelege​nen Grundstücke ihres Vermieters zu kennen, da sie diese Auskunft als Beweismittel in einem gegen den Vermieter erhobenen, hängigen mietrechtlichen Verfahren (betreffend Anfechtung einer Kündigung bzw. Erstreckung des Mietverhältnisses) benötigten.

4.2 BGBB und LPG


Wie bereits früher angekündigt (vgl. unseren Amtsbericht 1998 Ziff. 3.2, S. 29), werden allgemeine, nicht grundbuchspezifische Fragen aus den Bereichen des BGBB und des LPG nicht mehr in diesen Berichten abge​handelt. Ausgewählte Ent​scheide zu diesen Rechtsgebieten werden nunmehr gesamthaft oder aus​zugsweise in den Blättern für Agrarrecht (hrsg. von der schweiz. Gesellschaft für Agrarrecht, SGAR / Société suisse de droit agraire, SSDA; Sekretariat: Laurstrasse 10, 5201 Brugg) veröffentlicht. Unser Amt hat während des Berichtsjahres in beiden Gebieten beim Bundesgericht sowie bei der Rekurskommission EVD sowohl Beschwerden eingereicht als auch Stellungnahmen zuhanden die​ser Behörden abgegeben. Im BGBB-Bereich wurden Fragen betreffend Ausnahmebewilligung vom Realtei​lungsverbot nach Artikel 60 BGBB, Erwerbsbewilligung für ein landwirt​schaftliches Grundstück nach Artikel 61 ff. BGBB, Beschwerdelegitimation i.S.v. Artikel 83 Absatz 2 BGBB sowie Festlegung des zulässigen Preises gemäss altem, heute aufge​hobenem Artikel 68 BGBB behandelt; im LPG-Bereich ging es um Fragen der Pachtzinsbewilligung für Gewerbe nach Artikel 42 LPG.

5. Verschiedenes

5.1 Nach Artikel 79 BGBB anerkannte Personen und Institutionen


Das Eidg. Justiz- und Polizeidepartement hat im Berichtsjahr keine weite​ren Personen oder Institutionen anerkannt (Verzeichnis über die Anerken​nungen vgl. BBl 1995 I 71, 1995 III 124 und 1997 II 457). Die Appenzell Ausserrhodische Bürgschaftsgenossenschaft (Verzeichnis Ziff. 3.1) und die katholische Bürgschaftsgenossenschaft St. Gallen (Verzeichnis Ziff. 3.12) sind im Handelsregister gelöscht worden (SHAB Nr. 70 vom 13.04.1999, S. 2370 und SHAB Nr. 105 vom 05.06.1997, S. 3833); die erteilten Bewilligungen sind damit dahingefallen. Es ist vorgesehen, das Verzeichnis der anerkannten Personen und Institutionen im Internet unter der Adresse der (http://www.zbgr.ch).zu veröffentlichen.


Unser Amt hat die Geschäftstätigkeit der anerkannten Personen auf Grund der Geschäftsberichte 1998 geprüft.

5.2 Genehmigung kantonaler Erlasse durch das EJPD


Unser Amt hat wie in den vergangenen Jahren eine Anzahl kantonaler Erlasse im Bereich des Immobiliarsachenrechts, des Grundbuchrechts und des Landwirtschaftsrechts vorgeprüft und die Verfügung des Eidg. Justiz- und Polizeidepartements über die Genehmigung (Art. 949 Abs. 2, 953 Abs. 2, 962 Abs. 2 ZGB, 52 Abs. 2 und 3 SchlT zum ZGB, 91 Abs. 2 BGBB und 58 Abs. 1 LPG) vorbereitet.

5.3 Personelles


Bei gleichbleibendem Personenbestand stehen unserem Amt nunmehr 3,7 Personeneinheiten zur Verfügung. Seit Mai 1999 absolviert Frau Valérie Türler ein Praktikum auf unserem Amt.

� Es ist vorgesehen, diesen Bericht im Internet unter der Adresse der ZBGR (http://www.zbgr.ch), Rubrik Ausgaben, Heft Nr. 6/1999, 80. Jahrgang, zu veröffentlichen





